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Änderungsanträge zu Legislativtexten

In den Änderungsanträgen des Parlaments werden die gewünschten 
Änderungen durch Fett- und Kursivdruck hervorgehoben. Bei 
Änderungsrechtsakten werden unverändert aus einer bisherigen Bestimmung 
übernommene Textteile, die das Parlament ändern will, obwohl die 
Kommission sie nicht geändert hat, durch Fettdruck gekennzeichnet. 
Streichungen in solchen Textteilen werden gegebenenfalls wie folgt 
gekennzeichnet: [...]. Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt werden, dient 
das als Hinweis an die zuständigen technischen Dienststellen auf solche Teile 
des Legislativtextes, bei denen im Hinblick auf die Erstellung des 
endgültigen Textes eine Korrektur empfohlen wird (beispielsweise Textteile, 
die in einer Sprachfassung offenkundig fehlerhaft sind oder ganz fehlen). 
Diese Korrekturempfehlungen bedürfen der Zustimmung der betreffenden 
technischen Dienststellen.



RR\795853DE.doc 3/10 PE428.171v02-00

DE

INHALT

Seite

ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS..........................................................................................................................5

BEGRÜNDUNG.........................................................................................................................8

VERFAHREN...........................................................................................................................10



PE428.171v02-00 4/10 RR\795853DE.doc

DE



RR\795853DE.doc 5/10 PE428.171v02-00

DE

ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates über die Genehmigung im Namen der 
Europäischen Gemeinschaft der Änderung der Anlagen II und III des Übereinkommens 
zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks (OSPAR-Übereinkommen) in 
Bezug auf die Speicherung von Kohlendioxidströmen in geologischen Formationen
(KOM(2009)0236 – C7-0019/2009 – 2009/0071(CNS))

(Verfahren der Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags für einen Beschluss des Rates (KOM(2009)0236),

– gestützt auf Artikel 175 Absatz 1 und Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 des EG-
Vertrags,

– gestützt auf Artikel 300 Absatz 3 Unterabsatz 1 des EG-Vertrags, gemäß dem es vom Rat 
konsultiert wurde (C7-0019/2009),

– gestützt auf Artikel 55 und Artikel 90 Absatz 8 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und 
Lebensmittelsicherheit (A7-0051/2009),

1. billigt den Vorschlag für einen Beschluss des Rates in der geänderten Fassung und stimmt 
der Änderung der Anlagen II und III des Übereinkommens zu;

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten Belgiens, Dänemarks, Finnlands, 
Frankreichs, Deutschlands, Irlands, Luxemburgs, der Niederlanden, Portugals, Spaniens, 
Schwedens und des Vereinigten Königreichs sowie Islands, Norwegens und der Schweiz 
zu übermitteln.

Änderungsantrag 1

Vorschlag für einen Beschluss des Rates
Erwägung 4a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Die Gemeinschaft hat unlängst die 
Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. April 
2009 über die geologische Speicherung 
von Kohlendioxid1 verabschiedet. Gemäß 
dieser Richtlinie sollte die geologische 
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Speicherung von Kohlendioxid 
weiterverfolgt werden, sofern sie 
Unterstützung von privater, nationaler 
und gemeinschaftlicher Seite erhält und 
sich als umweltverträgliche Technologie 
erweist; darüber hinaus sollte sie mit 
Blick auf den Umweltschutz und die 
Sicherheit ständig überwacht werden und 
in keiner Weise als Anreiz dienen, den 
Einsatz fossiler Brennstoffe zu erhöhen.
1 ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 114.

Begründung

Die Änderung des OSPAR-Übereinkommens ergänzt die kürzlich auf Gemeinschaftsebene 
aufgelegten Maßnahmen zur Speicherung von Kohlendioxid im Rahmen der 
Richtlinie 2009/13/EG. In den Erwägungsgründen des Genehmigungsbeschlusses sollte auf 
diesen Umstand hingewiesen werden.

Die CO2-Abscheidung und -Speicherung ist nach wie vor eine unerprobte Technologie, die 
nicht absehbare Folgen hervorrufen kann und – vor allem, wenn Millionen Tonnen CO2 in 
den Meeresboden des Nordostatlantiks injiziert werden sollen – äußerste Sorgfalt erfordert. 
Hinsichtlich der mit dem Transport des CO2 verbundenen Kosten herrscht große Besorgnis. 
Dasselbe gilt in Bezug auf Fragen der Gesundheit, der Sicherheit und des 
Risikomanagements, die Gegenstand der unlängst angenommenen Gemeinschaftsmaßnahmen 
zur Speicherung von Kohlendioxid in Richtlinie 2009/31/EG sind. Auf diese Fragen sollte im 
Text konkret verwiesen werden.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für einen Beschluss des Rates
Erwägung 4b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4b) Da es sich um einen Bereich handelt, 
in dem die Gemeinschaft und die 
Mitgliedstaaten gemeinsam zuständig 
sind, und gleichzeitig der Grundsatz der 
einheitlichen internationalen Vertretung 
der Gemeinschaft gilt, ist eine 
gemeinsame Vorgehensweise zu 
bevorzugen, damit die 
Genehmigungsurkunden für Änderungen 
durch die Gemeinschaft bzw. die 
Mitgliedstaaten – die die Vertragsparteien 
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des Übereinkommens sind – gleichzeitig 
hinterlegt werden.

Begründung

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sollten möglichst gleichzeitig die Änderung der 
Anlagen II und III des OSPAR-Übereinkommens bis zum 1. Juni 2010 genehmigen. Ansonsten 
bestünde die Gefahr einer unterschiedlichen gemeinschaftlichen und mitgliedstaatlichen 
völkerrechtlichen Bindung.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für einen Beschluss des Rates
Artikel 2 Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Die Mitgliedstaaten, die 
Vertragspartner des Übereinkommens 
sind, bemühen sich, die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, damit ihre 
Ratifikations- oder 
Genehmigungsurkunden gleichzeitig mit 
denen der Gemeinschaft und der anderen 
Mitgliedstaaten, spätestens jedoch am 
1. Juni 2010, hinterlegt werden.

Begründung

Der vorgeschlagene Text orientiert sich an der Formulierung, die in ähnlichen Fällen bei 
gemischten Abkommen unter Beteiligung von Mitgliedstaaten und Gemeinschaft verwendet 
wird (siehe z. B. Artikel 2 des Beschlusses des Rates 2004/869/EG vom 24. Februar 2004 
über den Abschluss des Internationalen Vertrags über pflanzengenetische Ressourcen für 
Ernährung und Landwirtschaft im Namen der Europäischen Gemeinschaft).
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BEGRÜNDUNG

Nach dem Beschluss 98/249/EG des Rates vom 7. Oktober 19971 ist die Europäische 
Gemeinschaft Vertragspartei des Übereinkommens zum Schutz der Meeresumwelt des 
Nordostatlantiks (OSPAR-Übereinkommen). Neben der Gemeinschaft sind Belgien, 
Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Luxemburg, die Niederlande, Portugal, 
Spanien, Schweden, das Vereinigte Königreich sowie Island, Norwegen und die Schweiz 
Vertragsparteien des Übereinkommens.

Ziel des Übereinkommens ist die Verhütung und Beseitigung der Verschmutzung sowie der 
Schutz des Meeresgebietes gegen schädliche Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten. Das 
Übereinkommen trat am 25. März 1998 in Kraft.

In der Sitzung der OSPAR-Kommission vom Juni 2007 in Ostende (Belgien) wurden 
Änderungen der Anlagen II und III des Übereinkommens in Bezug auf die Speicherung von 
Kohlendioxidströmen in unterirdischen geologischen Formationen beschlossen sowie 
begleitende Beschlüsse (OSPAR-Beschlüsse 2007/1 und 2007/2) gefasst, um im OSPAR-
Meeresgebiet die rechtlichen Voraussetzungen für Maßnahmen zur Abscheidung und 
Speicherung von Kohlendioxid zu schaffen.

In einigen Mitgliedstaaten werden derzeit Überlegungen angestellt, Kohlendioxid unter dem 
Meeresgrund zu speichern. Es ist daher wichtig, die vorgesehene Vertragsänderung so bald 
wie möglich in Kraft zu setzen, um die Speicherung von Kohlendioxid in geologischen 
Formationen des Meeresgrundes auch rechtlich zu ermöglichen. Allerdings muss 
gewährleistet sein, dass das Kohlendioxid dauerhaft in der Lagerstätte verbleibt und keine 
Gefahr für das marine Ökosystem oder die menschliche Gesundheit besteht.

Für die Änderungen der Anlagen II und III des OSPAR-Übereinkommens gilt der vorliegende 
Vorschlag für einen Genehmigungsbeschluss der Gemeinschaft. Die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten sollten möglichst gleichzeitig die Änderung der Anlagen II und III des 
OSPAR-Übereinkommens genehmigen. Ansonsten bestünde die Gefahr einer 
unterschiedlichen gemeinschaftlichen und mitgliedstaatlichen völkerrechtlichen Bindung. Die 
gemeinschaftliche Hinterlegung sollte vor dem nächsten OSPAR-Ministertreffen in Bergen, 
Norwegen, (20.–24. September 2010) und damit möglichst bis zum 1. Juni 2010 erfolgen.

Die Änderung des OSPAR-Übereinkommens ergänzt die auf Gemeinschaftsebene 
aufgelegten Maßnahmen zur Speicherung von Kohlendioxid. Das Parlament und der Rat 
haben kürzlich die Richtlinie 2009/13/EG vom 23. April 2009 über die geologische 
Speicherung von Kohlendioxid2 verabschiedet. In den Erwägungsgründen des 
Genehmigungsbeschlusses sollte auf diesen Umstand hingewiesen werden.

In Anbetracht der Annahme der Richtlinie 2009/13/EG sollte die Kommission die 
erforderlichen Schritte einleiten, um ein Inkrafttreten der OSPAR-Beschlüsse 2007/1 und 

1 ABl. C 104 vom 3.4.1998, S. 1.
2 ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 114.
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2007/2 nach Artikel 13 des OSPAR-Übereinkommens unverzüglich zu gewährleisten1. 
Erwägungsgrund 14 der Richtlinie 2009/31/EG weist ausdrücklich auf die Beschlüsse hin, die 
die Vertragsparteien des OSPAR-Übereinkommens im Jahr 2007 im Zusammenhang mit der 
CO2-Speicherung in geologischen Formationen unter dem Meeresboden angenommen haben.

1 Vgl. Ziff. 6 der Begründung des KOM-Vorschlags – KOM(2009)0236, S. 3.



PE428.171v02-00 10/10 RR\795853DE.doc

DE

VERFAHREN

Titel Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks 
(OSPAR-Übereinkommen): Anlagen II und III in Bezug auf die 
Speicherung von Kohlendioxidströmen in geologischen Formationen
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